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Schulversuch „Ausbildungsschwerpunkt Internationale Wirtschaft“ 
Zl. 17.024/8-II/4/2000 

 
 

 
Kolleg für wirtschaftliche Berufe 

Schulversuch 
„Ausbildungsschwerpunkt Internationale Wirtschaft“ 

 
 
Dem Schulversuch „Ausbildungsschwerpunkt Internationale Wirtschaft“ liegt der Regellehrplan des 
Kollegs für wirtschaftliche Berufe (BGBl. II Nr. 372/1999 i.d.g.F.) zugrunde, wobei die dort 
angeführten Ausbildungsschwerpunkte durch den Ausbildungsschwerpunkt „Internationale 
Wirtschaft“ ersetzt werden. 
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Schulversuch „Ausbildungsschwerpunkt Internationale Wirtschaft“ 
Zl. 17.024/8-II/4/2000 
 

Kolleg für wirtschaftliche Berufe 
Schulversuch 

„Ausbildungsschwerpunkt Internationale Wirtschaft“ 
 

I. STUNDENTAFEL 
(Gesamtstundenanzahl und Stundenausmaß der einzelnen Unterrichtsgegenstände) 

 
       Wochenstunden 

A.  Pflichtgegenstände                     
         Semester 

1.    2. 3. 4. Summe 
KERNBEREICH                                                                                                                                     

1. Religion........................................................ 1 1 1 1   4  
2. Lebende Fremdsprache(n)1) 2) 3) .................... 5 5 4 4 18  
3. Spezielle Ökologie........................................ 2 2 1 1   6  
4. Betriebs- und Volkswirtschaft        

(mit Schwerpunkt Tourismus)...................... 4 4 4 4 16  
5. Rechnungswesen und Controlling 4) ............. 5 5 4 4 18  
6. Textverarbeitung und Publishing 4) ............... 3 3 3 3 12  
7. Wirtschaftsinformatik.................................... 2 2 2 2   8  
8. Recht ........................................................... 2 2 - -   4  
9. Betriebsorganisatorische Übungen 4)           - - 4 4   8  

   10.Ernährung  .................................................. 2 2 1 1   6  
     11.Food and Beverage  .................................... 6 6 6 6 24  

Wochenstundenzahl Kernbereich         32 32 30 30 124 
 
ERWEITERUNGSBEREICH 
 
a) Ausbildungsschwerpunkt 

Internationale Wirtschaft    3 3 5 5 16  
 

b) Schulautonome Pflichtgegenstände 2)         2         2      2      2        8  
Pflichtgegenstände mit erhöhtem Stundenausmaß      
Seminare:       
Fremdsprachenseminar 1)       
Betriebsorganisatorisches Seminar       
Allgemeinbildendes Seminar       
Fachtheoretisches Seminar       
Praxisseminar       
 
Gesamtwochenstundenanzahl   37   37    37     37     148  
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B. Pflichtpraktikum       
 
8 Wochen zwischen 2. und 3. Semester  
 
C. Freigegenstände und unverbindliche Übungen 2) 
 
 
D. Förderunterricht 2) 

     Soweit dafür keine schulautonomen Lehrplanbestimmungen bestehen: 
 
                                                                                 Wochenstunden 
                                                                                    Semester 
                                              1.            2.        3.        4.   Summe 
     
Englisch  (2) (2) (2) (-) (6)  
Lebende Fremdsprache(n)1)           (2) (2) (2) (-) (6)  
Rechnungswesen und Controlling4) (2) (2) (2) (-) (6)  
 
 
1) In Amtsschriften ist in Klammern die Bezeichnung der Fremdsprache(n) anzugeben. 
2) Festlegung durch schulautonome Lehrplanbestimmungen (siehe Abschnitt III). 
3) Schulautonome Gliederung in Teilbereiche mit getrennter Beurteilung ist möglich. 
4) Mit Computerunterstützung. 
5)        Wie der jeweilige Pflichtgegenstand. 

 



  4 

Schulversuch „Ausbildungsschwerpunkt Internationale Wirtschaft“ 
Zl. 17.024/8-II/4/2000 
 

II. ALLGEMEINES BILDUNGSZIEL 
 

Das Kolleg für wirtschaftliche Berufe hat im Sinne der §§ 65 und 72 unter Bedachtnahme auf  
§ 2 des Schulorganisationsgesetzes die Aufgabe, Absolventen von höheren Schulen ergänzend das 
Bildungsgut einer Höheren Lehranstalt für wirtschaftliche Berufe unter Beachtung ökonomischer, 
ökologischer und sozialer Gesichtspunkte und unter Anwendung moderner technischer Hilfsmittel 
zu vermitteln. Es hat sie unter der Voraussetzung der Ableistung einer entsprechenden Praxis zu 
befähigen, gehobene Tätigkeiten oder Führungspositionen in den Bereichen Wirtschaft, 
Verwaltung, Tourismus und Ernährung einzunehmen. 

 
Der Lehrplan dient im Besonderen der Erreichung folgender Ausbildungs- und 

Erziehungsziele: Persönlichkeitsbildung, berufliche Mobilität und Flexibilität, Kreativität, 
Kommunikations- und Kritikfähigkeit sowohl in der Muttersprache als auch in den Fremdsprachen, 
soziales Engagement sowie die Bereitschaft zur ständigen Weiterbildung. 

 
Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Schulung der Fähigkeit, betriebliche Organisations-

probleme unter Bedachtnahme auf ökonomische, ökologische und soziale Gesichtspunkte unter 
Einsatz moderner technischer Hilfsmittel zu lösen, im Team zu arbeiten und Mitarbeiter zu führen. 

 
Der Schüler soll befähigt werden, verantwortungsbewusst und ganzheitlich zu denken und zu 

handeln. Ausgestattet mit fundierten fachlichen Kenntnissen und Fertigkeiten soll er zu einer 
verantwortungsvollen Haltung im Umgang mit Menschen herangeführt werden. Er soll sich mit 
dem österreichischen Wirtschaftsleben auseinandersetzen und die wechselseitige Abhängigkeit von 
Wirtschaft und Umwelt erkennen können. 

 
Das Kennenlernen anderer Kulturen soll zu Weltoffenheit und Toleranz führen. Auf diese 

Weise sollen die jungen Menschen auf ein demokratisches Denken und ein Leben in 
multikulturellen Gesellschaften vorbereitet werden.  

 
 

III. SCHULAUTONOME LEHRPLANBESTIMMUNGEN 
 

Schulautonome Lehrplanbestimmungen (§ 6 Abs. 1 des Schulorganisationsgesetzes) eröffnen 
im vorgegebenen Rahmen Freiräume im Kernbereich, im Erweiterungsbereich ( Bestimmung der 
Ausbildungsschwerpunkte und der schulautonomen Pflichtgegenstände), im Bereich der unverbind-
lichen Unterrichtsgegenstände (Freigegenstände und unverbindlichen Übungen) und des Förder-
unterrichts. Für eine sinnvolle Nutzung dieser Freiräume ist die Orientierung an der jeweiligen 
Bedarfs- und Problemsituation in der Schule oder in einem Semester an einem bestimmten Schulort 
sowie an den daraus resultierenden Wunsch- bzw. Zielvorstellungen von wesentlicher Bedeutung. 
Die Nutzung der schulautonomen Freiräume bedarf eines an den Bedürfnissen des Schülers, der 
Schulpartner insgesamt sowie des schulischen, allgemein-kulturellen und wirtschaftlichen Umfeldes 
orientierten Konzeptes. 

 
Durch schulautonome Lehrplanbestimmungen hat unter Bedachtnahme auf Querverbindungen 

zwischen den Unterrichtsgegenständen und die Durchlässigkeit des österreichischen Schulsystems 
(§3 SchOG) die Aufteilung des Lehrstoffes auf die einzelnen Semester zu erfolgen. Diese 
Aufteilung ist für Schüler, Lehrer und Schulaufsicht erkennbar darzustellen. Soweit sie nicht im 
Rahmen der Schulautonomie getroffen wird, hat sie durch die Schulbehörde erster Instanz zu 
erfolgen. 
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Im Kernbereich hat die Festlegung des Stundenausmaßes und der Anzahl der lebenden Fremd-
sprachen (mindestens eine, höchstens drei) schulautonom zu erfolgen. Erläßt der Schulgemein-
schaftsausschuss keine derartige Festlegungen, so haben diese durch die Schulbehörde erster 
Instanz zu erfolgen. 

 
Die Ausbildungsschwerpunkte sind Bereiche, die zu einer berufsbezogenen Spezialisierung 

führen. Für jede Schule ist der an ihr zu führende Ausbildungsschwerpunkt im Rahmen der 
schulautonomen Lehrplanbestimmungen festzulegen. Bestehen an einer Schule parallel geführte 
Semester, so können jeweils gesonderte Ausbildungsschwerpunkte festgelegt werden. Sofern der 
Schulgemeinschaftsausschuss den Ausbildungsschwerpunkt nicht festlegt, hat die Festlegung durch 
die Schulbehörde erster Instanz zu erfolgen. 
 

Im Bereich der schulautonomen Pflichtgegenstände können Pflichtgegenstände vertieft und 
erweitert und/oder Seminare geführt werden. 

 
Das Mindestmaß für die Erhöhung des Stundenausmaßes eines Pflichtgegenstandes oder für die 

Führung eines Seminars beträgt eine Wochenstunde je Semester. 
 

Pflichtgegenstände mit erhöhtem Stundenausmaß können in folgenden Formen geführt werden: 
1. durch Erhöhung der Wochenstundenanzahl in jenen Semestern, in denen der Pflichtgegen-

stand in der Stundentafel enthalten ist und/oder 
2. durch Fortführung des Pflichtgegenstandes in einem oder mehreren Semestern, in denen der 

Pflichtgegenstand in der Stundentafel nicht mehr aufscheint. 
 

Für Pflichtgegenstände mit erhöhtem Stundenausmaß können zusätzliche Bildungs- und Lehr-
aufgaben und Lehrstoffumschreibungen festgelegt werden. Bei Erhöhung des Stundenausmaßes laut 
Z 2 sind solche zusätzlichen Angaben in jedem Fall erforderlich. 
 

Die Seminare dienen dazu, innerhalb der Lehrplanbestimmungen im Rahmen der Pflichtgegen-
stände ein zusätzliches Bildungsangebot in anderen, mit dem allgemeinen Bildungsziel in Einklang 
stehenden Fachgebieten vorzusehen. Die Auswahl der an der Schule in den einzelnen Semestern zu 
führenden Seminare sowie die Festlegung ihrer Zusatzbezeichnung, ihres Inhaltes und ihres 
Stundenausmaßes hat durch schulautonome Lehrplanbestimmungen zu erfolgen. 

 
Soweit der Schulgemeinschaftsausschuss keine Lehrplanbestimmungen für den Bereich der 

schulautonomen Pflichtgegenstände erläßt, hat die Festlegung dieses Bereichs durch die Schulbe-
hörde erster Instanz zu erfolgen. 

 
Allfällige Freigegenstände und unverbindliche Übungen sowie der Förderunterricht sind hin-

sichtlich ihrer Bezeichnung, ihres Inhaltes und des Stundenausmaßes durch schulautonome Lehr-
planbestimmungen festzulegen, wobei die Bestimmungen über die schulautonomen Pflichtgegen-
stände sinngemäß anzuwenden sind. 
 
 

IV. ALLGEMEINE DIDAKTISCHE GRUNDSÄTZE 
 

Der Unterricht ist fächerübergreifend auszurichten und hat auf regionale Besonderheiten und 
aktuelle Ereignisse einzugehen. Die Bereitschaft zur ständigen Weiterbildung soll gefördert werden. 

 
Dem Unterricht soll eine ständige Absprache zwischen Lehrern verwandter Unterrichtsgegen-

stände vorausgehen, damit das fächerübergreifende Denken und Verstehen gewährleistet wird.  
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Der Lehrplan ist als Rahmen zu verstehen, der es ermöglicht, Veränderungen und Neuerungen 
in Gesellschaft, Wirtschaft und Kultur zu berücksichtigen.  

 
Auf den korrekten Gebrauch der deutschen Hochsprache ist in allen Unterrichtsgegenständen 

zu achten. Der Schüler ist auf Fehler der Aussprache, Schreibung, Grammatik und Wortwahl auf-
merksam zu machen. Die sprachliche Komponente ist ein von der fachlichen Leistung untrennbarer 
Teil.  

 
Besondere Bedeutung haben in allen hierzu geeigneten Unterrichtsgegenständen die politische 

Bildung, die Gesundheitserziehung, die Medienerziehung, die Erziehung zu Umweltbewusstsein 
und zur Gleichstellung von Frauen und Männern. 

 
Der gründlichen Erarbeitung in der notwendigen Beschränkung ist der Vorzug gegenüber einer 

oberflächlichen Vielfalt zu geben. Aus dieser Grundhaltung heraus ist das exemplarische Lehren 
und Lernen besonders zu pflegen. Der Lehrer soll daher die Methode seines Unterrichts so wählen, 
dass der Schüler Neues mit Interesse aufnimmt und lernt, das Wesentliche zu erkennen. 

 
Der Unterricht kann auf der Basis rechtlich abgesicherter Vereinbarungen auch disloziert in 

geeigneten betrieblichen Einrichtungen geführt werden.  
 
 

V. LEHRPLÄNE FÜR DEN RELIGIONSUNTERRICHT 
 
a) Katholischer Religionsunterricht 

     Siehe die Bekanntmachung BGBl. Nr. 30/1984. 
 
  b) Evangelischer Religionsunterricht 

     Siehe die Bekanntmachung BGBl. Nr. 515/1991. 
 
  c) Altkatholischer Religionsunterricht 

     Der altkatholische Religionsunterricht wird im allgemeinen als Gruppenunterricht gemäß § 7a 
des Religionsunterrichtsgesetzes in seiner derzeit geltenden Fassung geführt. Demgemäß ist 
der Lehrplan für den Religionsunterricht der Oberstufe der allgemeinbildenden höheren 
Schulen zu verwenden. 

 
  d) Islamischer Religionsunterricht 

     Siehe die Bekanntmachung BGBl. Nr. 421/1983. 
 
  e) Israelitischer Religionsunterricht 

     Die Bekanntmachung BGBl. Nr. 88/1985 in der jeweils geltenden Fassung ist sinngemäß 
anzuwenden. 

 
  f) Neuapostolischer Religionsunterricht 

     Siehe die Bekanntmachung BGBl. Nr. 269/1986. 
 
  g) Religionsunterricht der Kirche Jesu Christi der Heiligen der letzten Tage 

     Siehe die Bekanntmachung BGBl. Nr. 239/1988. 
 
  h) Syrisch-orthodoxer Religionsunterricht 

     Siehe die Bekanntmachung BGBl. Nr. 467/1988. 
 
  i) Griechisch-orientalischer (orthodoxer) Religionsunterricht 

     Siehe die Bekanntmachung BGBl. Nr. 441/1991. 
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  j) Buddhistischer Religionsunterricht 

     Siehe die Bekanntmachung BGBl. Nr. 255/1992. 
 
 

VI. BILDUNGS- UND LEHRAUFGABEN DER EINZELNEN UNTERRICHTS-
GEGENSTÄNDE 

 
A. Pflichtgegenstände 

 
KERNBEREICH 

 
2. LEBENDE FREMDSPRACHE(N) 

 
Bildungs- und Lehraufgabe: 
 

Der Schüler soll 
- die Fertigkeiten des Hörverstehens, des Sprechens, des Lesens und des Schreibens im Kom-

munikationsprozess in der Zielsprache situationsgerecht einsetzen und dabei auch technische 
Kommunikationsmittel sowie in anderen Unterrichtsgegenständen erworbene Kenntnisse 
einsetzen können; 

- Geschäftsfälle unter Berücksichtigung der in der Berufspraxis üblichen Kommunikations-
formen mündlich und schriftlich in der Zielsprache abwickeln können; 

- das nach einem gegebenen Kriterium Wesentliche eines berufsrelevanten fremdsprachigen 
Textes in deutscher Sprache wiedergeben und einen deutschsprachigen Text in der Ziel-
sprache zusammenfassen und kommentieren können; 

- Sachverhalte in der Zielsprache erweiternd interpretieren und adäquat darauf reagieren 
können; 

- politische, wirtschaftliche, ökologische, soziale und kulturelle Gegebenheiten jener Länder 
kennen, in denen die Zielsprache gesprochen wird, soweit sie für die Kommunikation im 
Alltags- und Berufsleben relevant sind; 

- österreichische Verhältnisse in der Zielsprache darstellen und Vergleiche mit dem Kulturkreis 
der Zielsprache anstellen können; 

- in der Zielsprache über die wirtschaftliche Situation Österreichs informieren und dafür 
Interesse wecken können; 

- Hilfsmittel für die Sprachübertragung gewandt handhaben können; 
- zur Selbsttätigkeit und Eigeninitiative im Erwerb von sprachlichen Fertigkeiten und Sach-

kompetenz fähig sein; 
- zu internationaler Verständigung und Zusammenarbeit bereit sein. 

 
Lehrstoff: 
 
Situationen aus dem Alltag. 
Sachverhalte aus dem Leben in der Gemeinschaft sowie aus dem beruflichen Umfeld. 
Wirtschaftliche Besonderheiten des Sprachraumes der Zielsprache. 
Themen mit vorwiegendem Bezug auf Österreich. 
Kulturleben. 
Themen mit vorwiegendem Bezug auf internationale Aspekte in den Bereichen Kultur und 
Gesellschaft. 
Themen mit vorwiegendem Bezug auf soziale und ökologische Gegenwartsprobleme und deren 
Lösungsversuche. 
Wirtschaftsräume, internationale Organisationen. 
Wirtschaft und Politik des Sprachraumes der Zielsprache. 
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Aktuelle Themen. 
Standardsituationen der beruflichen Praxis. 
Restaurant, Gastronomie, Rezeption, Reisebüro, Tourismusorganisationen. 
Standardformen der Wirtschaftskorrespondenz – Fallbeispiele aus der beruflichen Praxis. 
Fallbeispiele – Dienstleistungen, Büro. 
Fallbeispiele – Public Relations, Marketing. 
 
Sprachstrukturen: 

Die für die Kommunikationsthemen erforderlichen Strukturen. Fachsprache (Wort- und 
Phrasenschatz) 

 
Schularbeiten: 

1. - 4. Semester:   je 1 ein- oder zweistündige Schularbeit; nach Bedarf auch dreistündig. 
 

 
3. SPEZIELLE ÖKOLOGIE 

 
Bildungs- und Lehraufgabe: 
 

Der Schüler soll 
- Einblicke in die ökologischen Gesetzmäßigkeiten gewinnen und sich der Bedeutung der Natur 

für den Einzelnen, für die Gesellschaft und Wirtschaft bewusst werden; 
- die Regulationsfähigkeit biologischer Systeme kennen und die Auswirkungen von Störungen 

des ökologischen Gleichgewichts beurteilen können; 
- das Grundprinzip und die globale Bedeutung einer Wirtschaftsweise der Nachhaltigkeit 

verstehen und berufliche sowie private Entscheidungen danach treffen können; 
- Lösungsstrategien zur Verringerung und Vermeidung von Umweltproblemen kennen und 

selbstständig erarbeiten können; 
- den alltäglichen Bedarf an Energie und chemischen Produkten in Betrieb und Haushalt opti-

mieren und ökologische Bewertungskriterien bei der Beschaffung sinnvoll anwenden können; 
- wesentliche Grundkenntnisse im Bereich Umweltmanagement erwerben, um sich erfolgreich 

für die Ökologisierung eines Betriebes einsetzen zu können. 
 
Lehrstoff: 
 
Bevölkerungsentwicklung, zukünftige Weltbevölkerung und ihre Versorgung mit Nahrung, Roh-
stoffen und Energie. 
 
Umweltchemikalien: 

Ermittlung und Bedeutung wichtiger Grenzwerte (LD-, MAK-, MIK-, BAT-, ADI- und TRK-
Werte). 

 
Chemische Produkte im Betrieb und im Haushalt: 

Ökologisch orientierter Einkauf, Ökologie von Waschmitteln, Produktbewertung. 
 
Abfallbeseitigung und –verwertung, Müllanalysen, Ökobilanz. 
 
Konventionelle und regenerative Energiequellen, Energiebilanz von Haushalt und Betrieb, Energie-
sparmaßnahmen. 
 
Radioaktivität. 
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Luftschadstoffe: 
Ursache, Auswirkung und Gegenmaßnahmen (Schwefel- und Stickoxide, Kohlenmonoxid, 
Kohlenwasserstoffe, Staub, Ozon u.a.). 

 
Ozonloch und Treibhauseffekt:  

Regionale und globale Klimaveränderungen. 
 
Wasserversorgung, Gewässergüte, Abwasserbehandlung. 
 
Bodenchemie, Bodenbelastung. 
 
Problemkreis Landwirtschaft: 

Schädlingsbekämpfung, Düngemitteleinsatz, Massentierhaltung, Gentechnologie, transgene 
Lebewesen, gentechnische Produkte. 

 
Schadstoffe in Lebensmitteln: 

Schwermetalle, Pestizide, Antibiotika, Hormone. 
 
Individualverkehr und öffentlicher Verkehr, sanfte Mobilität. 
 
Umweltorientiertes Tourismusmanagement, nachhaltiger Tourismus, Nationalparks, Raumplanung. 
 
Betriebs- und volkswirtschaftliche Aspekte des Umweltschutzes. 
Qualitäts- und Umweltmanagement 
 
 

4. BETRIEBS- UND VOLKSWIRTSCHAFT (MIT SCHWERPUNKT TOURISMUS) 
 
Bildungs- und Lehraufgabe: 
 

Der Schüler soll 
- grundsätzliche betriebs- und volkswirtschaftliche Zusammenhänge verstehen und deren 

Auswirkungen auf die Gesellschaft beurteilen können; 
- betriebs- und volkswirtschaftliche Probleme kritisch betrachten sowie Diskussionsbeiträge 

und Lösungsvorschläge selbstständig erarbeiten können; 
- fähig sein, die Folgen betriebswirtschaftlichen Handelns zu untersuchen und hinsichtlich 

volkswirtschaftlicher Konsequenzen zu interpretieren; 
- die unternehmerischen Funktionen insbesondere im Hinblick auf Investitions- und Finanzier-

ungsentscheidungen, die für die Betriebsführung bedeutsamen Rechtsvorschriften sowie die 
Grundsätze der Unternehmens- und Mitarbeiterführung kennen; 

- die im Wirtschaftsleben üblichen Schriftstücke selbstständig verfassen können;  
- den Wert der Berufsarbeit und die soziale Verantwortung der wirtschaftlich tätigen Menschen 

in enger Verbindung mit den Grundsätzen der modernen Menschen- und Unternehmens-
führung verstehen; 

- die Bedeutung des Tourismus in sozialer, kultureller, wirtschaftlicher und ökologischer 
Hinsicht verstehen; 

- Medienberichte über Vorgänge in der österreichischen Volkswirtschaft und in der Weltwirt-
schaft verfolgen, deren Folgen für die Gemeinschaft und für den Einzelnen beurteilen und 
dazu kritisch Stellung nehmen; 

- durch Simulation der betrieblichen Realsituation (Übungsfirma) unternehmerisches Denken 
nachvollziehen können und lernen Verantwortung zu übernehmen. 
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Lehrstoff: 
 
Grundlagen der Wirtschaft: 

Ökonomisches Prinzip, Arbeitsteilung, Produktionsfaktoren, Preismechanismus. 
Volkswirtschaftlicher Kreislauf. 
Die Wirtschaftsordnung Österreichs. 

Handelsrecht: 
Kaufmannseigenschaft; Vollmachten in der Unternehmung; Firmenbuch; 
Unternehmensgründung. Die regelmäßige Erfüllung des Kaufvertrages einschließlich 
Schriftverkehr, Unregelmäßigkeiten bei der Erfüllung. 

Die konstitutiven Entscheidungen im Unternehmen: 
Standortwahl, Wahl der Rechtsform, Finanzierung, Investition,  Marktformen und Unter-
nehmenskonzentrationen. 

Wertpapiere und Börse: 
Arten (festverzinsliche Wertpapiere, Anteilspapiere, Optionen); Kapitalanlagestrategien; die 
Wiener Wertpapierbörse. 

Marketing: 
Marktforschung, absatzpolitisches Instrumentarium. 

Management und Organisation: 
Führungsstile und Managementkonzeptionen, Organisationsprinzipien und –entwicklung. 
Personalbereich (Rechte und Pflichten der Mitarbeiter; Mitarbeiterauswahl und –beurteilung, 
Einstellungsgespräch und Bewerbung einschließlich Schriftverkehr; Mitarbeiterführung). 

Wirtschaftspolitik des Staates: 
Konjunkturpolitik – BIP; Budgetpolitik; Beschäftigungspolitik – Arbeitslosigkeit; 
Währungspolitik; Geld- und Inflationstheorie; Zahlungsbilanz. 

Volkswirtschaftliche Bedeutung des Fremdenverkehrs und der Fremdenverkehrspolitik. 
Allgemeine Fremdenverkehrslehre: 

Innerbetriebliche Organisation der Fremdenverkehrsbetriebe, betriebswirtschaftliche 
Besonderheiten des Reisebüros, wichtige österreichische Fremdenverkehrsbetriebe. 

Bedeutung und besondere Probleme des Handelsbetriebes: 
Verkaufsform, Personalpolitik, Marketing und Werbung. 

Der Außenhandelsbetrieb und die staatliche Außenhandelspolitik: 
Besondere Zahlungsarten, Risikoabsicherung, Incoterms; Exportförderungen, Zoll- und 
Handelsabkommen. 

Sozialpolitik des Staates. 
 
 

5. RECHNUNGSWESEN UND CONTROLLING 
 
Bildungs- und Lehraufgabe: 
 

Der Schüler soll 
- die Aufgaben des betrieblichen Rechnungswesens kennen; 
- praxisgerechte Aufzeichnungen anhand von Belegen nach dem System der Einnahmen- und 

Ausgabenrechnung und der doppelten Buchführung führen und unter Berücksichtigung der 
Umsatzsteuer verbuchen können; 

- in einem Klein- oder Mittelbetrieb die Buchführung selbstständig aufbauen und die Aufgaben 
des mittleren Managements praxisgerecht im Bereich des betrieblichen Rechnungswesens 
ausführen können; 

- selbstständig Informationen der Betriebsstatistik verwerten können; 
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- budgetieren können; 
- die Kostenrechnung als unternehmerisches Entscheidungsinstrument anwenden können; 
- die personellen und organisatorisch-technischen Voraussetzungen und den Arbeitsablauf des 

Rechnungswesens sowie die Funktionen des Controlling und seine Zusammenhänge mit dem 
Rechnungswesen kennen; 

- die in der betrieblichen Praxis bedeutsamen Vorschriften über die Bewertung des 
betrieblichen Vermögens und der Schulden sowie die Bilanzierungsgrundsätze und 
abgabenrechtlichen Vorschriften kennen und bei der Erstellung von Jahresabschlüssen von 
Einzelunternehmen, Personen- und Kapitalgesellschaften (GesmbH) praxisgerecht anwenden 
können; 

- die wirtschaftlichen Rechenverfahren einschließlich der gastgewerblichen Kalkulationen unter 
Berücksichtigung der einschlägigen Steuern und Abgaben und die Personalverrechnung  
durchführen können; 

- Aufgaben der Finanzbuchführung, Kostenrechnung, Personalverrechnung und des Controlling 
mit Hilfe von Standardsoftware lösen und die Ergebnisse präsentieren können; 

- Auswirkungen unternehmerischer Tätigkeiten auf das Betriebsergebnis erkennen und darauf 
reagieren können; 

- seine erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten durch Simulation der betrieblichen Real-
situation (Übungsfirma) anwenden können. 

 
Lehrstoff: 
 
Grundlagen des Rechnungswesens: 

Begriff, Aufgaben und rechtliche Grundlagen, Buchführungssysteme (Überblick); 
Buchführungsvorschriften. 

System der doppelten Buchführung: 
Begriff und Merkmale; Konto; Konteneröffnung, Verbuchung von Geschäftsfällen, Konten-
abschluss; Kontenarten, Kontenrahmen und Kontenplan; Bilanz und Erfolgsrechnung. Bücher 
der doppelten Buchführung (Journal, Hauptbuch, Hilfs- und Nebenbücher). 

Umsatzsteuer: 
System und gesetzliche Bestimmungen; Erfassung der Umsatzsteuer und Vorsteuer. 

Verbuchung von Geschäftsfällen: 
Beleg und Belegwesen; Kontierung und Verbuchung laufender Geschäftsfälle; Summen- und 
Saldenbilanz. 
Waren- und Zahlungsverkehr innergemeinschaftlich und mit dem Ausland. 

Verbuchung von Geschäftsfällen im Hotel- und Gastgewerbe: 
Waren- und Leistungsverrechnung, Zahlungsverkehr; Hilfsaufzeichnungen und Nebenbücher. 

Rechnungswesen des Reisebüros: 
Erfassung und Verbuchung typischer Geschäftsfälle. 

Personalverrechnung: 
Abrechnung laufender und sonstiger Bezüge, von Zulagen, Zuschlägen, 
Aufwandsentschädigungen und Sachbezügen; Lohn- und Gehaltsverbuchung; Abrechnung 
lohnabhängiger Abgaben und deren Verbuchung; Besonderheiten der Personalverrechnung im 
Hotel- und Gastgewerbe. 

Jahresabschluss: 
Waren- und Materialbewertung (verschiedene Verfahren), Bewertung von Halb- und Fertig-
erzeugnissen; 
Anlagenbewertung;  
Bewertung von Forderungen und Verbindlichkeiten;  
Rückstellungen;  
Rechnungsabgrenzungen;  
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Jahresabschluss der Einzelunternehmung, von Personen- und Kapitalgesellschaften (GmbH); 
Rücklagen; 
Bewertungsprobleme und steuerliche Investitionsbegünstigungen; 
Bilanzkennzahlen (Cash flow), Bilanzanalyse. 

Kostenrechnung: 
Begriff; Kostenrechnungssysteme im Überblick; Aufgaben und Stellung im Rechnungswesen; 
Voll- und Teilkostenrechnung (Kostenarten-, Kostenstellen-, Kostenträgerrechnung); 
Kostendeckungsanalyse; Betriebsabrechnung. 

Controlling: 
Wesen, Aufgaben; Controlling-Regelkreis. Organisation des Controlling. 

Einnahmen- und Ausgabenrechnung: 
Rechtliche Bestimmungen, laufende Aufzeichnungen, Erfolgsermittlung. 

Steuern: 
Einteilung; Steuerermittlung (Steuererklärung, Betriebsprüfung), Steuerentrichtung. 

Bilanztheorie: 
Zweck und Arten der Bilanz; Bilanzierungsgrundsätze; handels- und steuerrechtlicher Gewinn. 

Computerunterstütztes  Rechnungswesen: 
Lösung einfacher Probleme der Büroorganisation und des Rechnungswesens unter Einsatz von 
Standard- bzw. Branchensoftware. 

 
Schularbeiten: 

1. - 4. Semester:   je 1 zwei- oder dreistündige Schularbeit. 
 
 

6. TEXTVERARBEITUNG UND PUBLISHING 
 
Bildungs- und Lehraufgabe: 
 

Der Schüler soll 
- unter Einsatz einer aktuellen Textverarbeitungssoftware und mit Hilfe büro- und kommuni-

kationstechnischer Arbeitsmittel Schriftstücke aus dem berufsbezogenen und persönlichen 
Bereich der ÖNÖRM entsprechend und sprachlich richtig selbstständig gestalten können; 

- das für die Berufspraxis nötige Organisationswissen über die moderne Bürotechnologie und  
–kommunikation erwerben und entsprechende Aufgaben lösen können; 

- auf elektronischem Weg Informationen beschaffen, bearbeiten und weitergeben können; 
- das für die Gestaltung von Schriftstücken grundlegende Wissen über Typografie und Layout 

erwerben und eine entsprechende Anwendersoftware verwenden können; 
- fachspezifische Standardsoftware nach kurzer Einarbeitungszeit selbständig anwenden 

können. 
 
Lehrstoff: 
 
Zehnfinger-Tastschreiben aller Zeichen der Computertastatur. 
Grundlagen der Textgestaltung; Richtlinien der Textgestaltung entsprechend der ÖNORM.  
Aktuelle Textverarbeitungssoftware: 

Funktionen; Rationalisierungsmöglichkeiten des Schriftverkehrs durch Einsatz der 
Textverarbeitungssoftware. 

Arbeiten mit dem Diktiergerät. 
Korrespondenz nach Stichwörtern – Konzeptschreiben. 
Einbetten und Verknüpfen von Texten, Bildern und Grafiken (Scannen). 
Verknüpfen eines Textverarbeitungsprogrammes mit Daten aus anderen Softwareprodukten (z.b. 
Tabellenkalkulation,  Datenbank).  
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Grundlagen der Typografie und des Layout. 
Erstellung druckreifer Vorlagen unter Einsatz von Desktop-publishing-Software. 
Moderne Möglichkeiten der Textübermittlung. 
Entwicklungstendenzen im Bereich der Büroorganisation und Telekommunikation. 
 
Schularbeiten:  

1. - 4. Semester:   je 1 ein- oder zweistündige Schularbeit. 
 
 

7. WIRTSCHAFTSINFORMATIK 
 
Bildungs- und Lehraufgabe: 
 

Der Schüler soll 
- Aufbau, Funktionsweise und Einsatzmöglichkeiten elektronischer Informationsverarbeitungs-

anlagen kennen; 
- diese Geräte bedienen können; 
- aktuelle Standardanwendersoftware (Tabellenkalkulation, Datenbank, Präsentationspro-

gramm, E-Mail) anwenden können; 
- auf elektronischem Weg Informationen beschaffen und weitergeben können; 
- einfache Organisationsprobleme analysieren, lösen und Ergebnisse präsentieren können; 
- die Auswirkungen des Einsatzes der elektronischen Informationsverarbeitung auf Mitarbeiter, 

Betrieb und Gesellschaft kennen und dazu fundiert Stellung nehmen können. 
 
Lehrstoff: 
 
Grundlagen der Informationstechnologie: 

Aufbau und Funktionsweise eines Computers; Bedeutung und Konfigurationen des Computers 
im Alltag; unterschiedliche Softwarearten. 
Auswirkungen der Informationsverarbeitung auf Individuum und Gesellschaft; Schutz geistigen 
Eigentums; Datensicherheit, Datenschutz. 

Software: 
Praktische Beherrschung eines Betriebssystems; die wesentlichen Funktionen eines E-Mails. 
Einfache und fortgeschrittene Techniken der Tabellenkalkulation. 
Design, Erstellung und Abfrage von Datenbanken; Berichte aus Abfragedaten. 
Grundlagen der Präsentationstechnik; Beherrschung eines Präsentationsprogrammes. 
Praktische Beherrschung der aktuellen Telekommunikationstechnik zur Beschaffung von 
Informationen. 

Kommunikations- und Datennetze: 
Grundlagen, Funktionsweise und Aufbau.  

Ergonomie eines PC-Arbeitsplatzes. 
 
Schularbeiten:  

1. - 4. Semester:   je 1 ein- oder zweistündige Schularbeit 
 
 

8. RECHT 
 
Bildungs- und Lehraufgabe: 
 

Der Schüler soll 
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- die für sein Privat- und Berufsleben bedeutsamen Rechtsvorschriften kennen und über die 
Wege der Rechtsdurchsetzung Bescheid wissen; 

- zur Lösung persönlicher und beruflicher Probleme politische und rechtliche Informationen 
beschaffen und auswerten können; 

- wirtschaftlich relevante Rechtsgrundlagen kennen. 
 
Lehrstoff: 
 
Rechtsstruktur: 

Arten des Rechts, Zugang zum Recht. 
Gerichtsbarkeit (Instanz, Gerichtsverfahren); Kontrolle der Staatsgewalt (Höchstgerichte, 
Volksanwaltschaft, Rechnungshof). 

 
Privatrecht: 

Personen-, Familien-, Erb-, Sachen-, Schuldrecht; Vertrags-, Schadenersatz-, 
Konsumentenschutz-, Insolvenzrecht. 

Gewerberecht: 
Gewerbeordnung; Einteilung der Gewerbe; Gewerbe im Tourismus; Berechtigungen; Antritt, 
Ausübung, Übergang, Endigung; Gewerbebehörden und Gewerbeverfahren. 

Arbeits- und Sozialrecht: 
Individuelles und kollektives Arbeitsrecht. 

 
Grundzüge des Handelsrechts. 
 
Spezielle rechtliche Bestimmungen im Tourismus. 
 
Umweltrecht. 
 
Grundzüge des Strafrechts. 
 
Für die Wirtschaft relevante Rechtsnormen der Europäischen Union. 
 
 

9. BETRIEBSORGANISATORISCHE ÜBUNGEN 
 
Bildungs- und Lehraufgabe: 
 

Der Schüler soll 
- durch Simulation der Realsituation (Übungsfirma) die in Wirtschaft, Verwaltung und Touris-

musbetrieben anfallenden praktischen und organisatorischen Arbeiten unter Verwendung der 
Fachsprache und mit Hilfe branchenüblicher Software ausführen können; 

- Betriebsabläufe erkennen, Verantwortung übernehmen, fachliche Aufgaben durch den Einsatz 
der in anderen Unterrichtsgegenständen erworbenen Kenntnisse selbstständig erfüllen, ökolo-
gische Gesichtspunkte berücksichtigen und im Team arbeiten können. 

 
Lehrstoff: 
 
Arbeit in der Übungsfirma in den ausbildungsspezifischen Bereichen unter Einsatz der in der Praxis 
verwendeten Büro-, Informations- und Kommunikationstechnologien. 
 
Es sind zumindest für die folgenden Aufgabenbereiche Abteilungen einzurichten: 
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Marketing und Verkauf; Buchführung, Kostenrechnung und Controlling; Bilanzerstellung und 
Steuererklärung; Finanzplanung und Budgetierung; Lagerbewirtschaftung; Personalplanung und 
Personalverrechnung. 
 
 

10. ERNÄHRUNG 
 
Bildungs- und Lehraufgabe: 
 

Der Schüler soll 
- die Bedeutung einer zeitgemäßen Ernährung für die Erhaltung der Gesundheit und Leistungs-

fähigkeit des Menschen kennen; 
- grundlegendes Wissen über Nähr- und Wirkstoffe sowie über Nahrungs- und Genussmittel 

erhalten; 
- zur kritischen Auseinandersetzung mit aktuellen Ernährungsproblemen angeleitet werden; 
- über die verschiedenen Ernährungsformen und die gebräuchlichsten Diäten Bescheid wissen; 
- zu verantwortungsbewusstem Konsumverhalten geführt werden; 
- die Notwendigkeit ständiger fachlicher Weiterbildung erkennen. 

 
Lehrstoff: 
 
Ernährung und Gesundheit: 

Ernährungsverhalten. 
Funktion und Bestandteile der Nahrung. 
Energie- und Nährstoffbedarf. 

 
Nähr- und Wirkstoffe. 
Stoffwechsel. 
 
Arten, Zusammensetzung, ernährungsphysiologische und ökonomische Bedeutung sowie Handels-
formen von kohlenhydratreichen Lebensmitteln, Nahrungsfetten, eiweißreichen Lebensmitteln, 
vitamin- und mineralstoffreichen Lebensmitteln, Würz-und Genussmitteln. 
 
Lebensmittelgesetz. 
 
Hygiene beim Umgang mit Lebensmitteln. 
 
Veränderungen des Wertes der Nahrung durch küchentechnische Einflüsse und Lebensmittel-
technologie. 
 
Entwicklungen auf dem Lebensmittelsektor (fast food, slow food, food design). 
 
Kostformen für Gesunde und Kranke: 

Differenzierung nach Alter, Leistung und spezieller Belastungssituation. 
Gemeinschaftsverpflegung (Probleme und Bedeutung). 

Diät: 
Diät als Lebens- und Ernährungsform; diätetische Behandlung häufiger Stoffwechsel- und 
Zivilisationskrankheiten. 

 
Psychisch bedingte Störungen des Essverhaltens. 
Überblick über einschlägige Fachliteratur. 
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11. FOOD AND BEVERAGE 

 
Bildungs- und Lehraufgabe: 
 

Der Schüler soll 
- Speisen der heimischen und internationalen Küche unter Anwendung ernährungswissen-

schaftlicher Erkenntnisse sowie unter Berücksichtigung ergonomischer, hygienischer, 
umweltschonender und wirtschaftlicher Erfordernisse herstellen können; 

- Speisen und Getränke fachlich einwandfrei servieren und Gäste bei der Speisen- und 
Getränkeauswahl beraten können; 

- die Arbeitsabläufe im gesamten Food-and-Beverage-Bereich ergonomisch, technologisch und 
betriebswirtschaftlich planen, organisieren und gestalten können; 

- alle erforderlichen Einrichtungen, Geräte und Maschinen rationell und sicherheitsbewusst 
handhaben können; 

- Mitarbeiter ihren Fähigkeiten und den betrieblichen Anforderungen entsprechend einsetzen 
können; 

- sich der Bedeutung von Verantwortung, Ordnung, Sauberkeit und Hygiene sowie eines 
gepflegten Äußeren, guter Umgangsformen und der Bereitschaft zur Dienstleistung bewusst 
sein; 

- alle Waren des Food-and-Beverage-Bereiches nach fachlichen, ökonomischen und ökolo-
gischen Kriterien einkaufen, lagern und mit Computerunterstützung verwalten können. 

 
Lehrstoff: 
 
Küchenführung und Organisation: 

Betriebliche Einführung (Berufsbild, Hygienevorschriften, Unfallverhütung); Inventar und 
Ausstattung (Einsatz, Wartung und Kontrolle). 
Grundzubereitungsarten der traditionellen österreichischen Küche; Qualitätsbeurteilung der 
verwendeten Produkte. 
Richtlinien für das Zusammenstellen von Speisenfolgen (Menüzusammenstellungen; Tages- 
und Wochenspeisepläne). 
Zubereitung von Speisen der regionalen, nationalen und internationalen Küche. 
Portionieren, Anrichten und Garnieren;  
Speisen der Diätküche. 
Vollwertküche. 
Buffets für spezielle Anlässe. 
Einsatz von facheinschlägiger Software. 

 
Service: 

Ess- und Tischkultur, Gastlichkeit, Erscheinungs- und Berufsbild der Restaurantfachkraft. 
Inventar und Ausstattung (Auswahl, Handhabung; rationelle Pflege). 
Serviermethoden und -systeme. 
Tischkultur (Gedeckarten, Spezialgedecke; Raum- und Tischgestaltung,  Menü-, Speisen- und 
Getränkekarten). 
Mise en place. 
Elementare Servierregeln und rationelle Arbeitsabläufe 
Restaurantservice und Gästebetreuung, Verkaufsgespräche 
Mahlzeiten des Tages, Frühstücksarten, Etagenservice, Kaffeehausservice; 
Planung, Organisation und Durchführung von Bankett-, Buffet- und Catering-Veranstaltungen. 
Zubereitung und Fertigstellung von Speisen vor dem Gast (Flambieren, Tranchieren, Filetieren, 
Marinieren). 
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Kontrollsysteme in Gastronomiebetrieben, Boniersysteme. 
Abrechnung und Kontrolle mit EDV-Unterstützung. 

 
Getränke: 

Auswahl korrespondierender Getränke, Getränkeservice. 
Ausschankmethoden, Gläserkunde. 
Alkoholfreie Getränke, alkoholische Getränke (gesetzliche Vorschriften). 
Bar (Arten, Ausstattung und Inventar, Zubereitung und Service von Bargetränken). 

 
ERWEITERUNGSBEREICH 

 
a) Ausbildungsschwerpunkt 

 
INTERNATIONALE WIRTSCHAFT 

 
1. Semester (3 Wochenstunden) 
2. Semester (3 Wochenstunden) 
3. Semester (3 Wochenstunden) 
4. Semester (3 Wochenstunden) 
 
Bildungs- und Lehraufgabe: 
 
Der Schüler soll 
- die wichtigsten Managementtechniken anwenden können; 
- durch fundierte Kenntnisse über die EU und Osteuropa den Anforderungen einer Internationalen 

Wirtschaft gerecht werden; 
- das internationale Steuer- und Wirtschaftsrecht kennen; 
- den Umgang mit den neuen Kommunikationstechniken beherrschen; 
- Einblick in internationale Entscheidungsstrategien bekommen und die verschiedenen 

Förderungsmaßnahmen kennen und analysieren können; 
- die Funktionsweise des internationalen Marketings verstehen. 
 
Lehrstoff: 
 
Managementtechniken: Teamwork und Kommunikation, Rhetorik, Präsentation, time management, 
Projektmanagement, Konfliktmanagement. 
 
Die EU: Organe, Binnenmarkt, die vier Freiheiten, gemeinsame Währung, EU-Haushalt, 
Förderungen. 
 
Ost- und Südosteuropa: historische Entwicklung, aktuelle politische und wirtschaftliche Situation 
und Entwicklungen in der Zukunft, EU-Erweiterung. 
 
Rechtsfragen im Zusammenhang mit der europäischen Integration: Gemeinschaftsrecht, Steuer- und 
Wirtschaftsrecht. 
 
Internationale Wirtschaftsökonomie und –politik: EU und internationale Staatengemeinschaft, 
internationale Abkommen, globale Wirtschaft. 
 
Internationales Marketing. 
 
Telekommunikation, Internet, EDV-unterstützte Projekte. 
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b) Schulautonome Pflichtgegenstände 

 
PFLICHTGEGENSTÄNDE MIT ERHÖHTEM STUNDENAUSMASS 

 
Siehe auch Abschnitt III (Schulautonome Lehrplanbestimmungen) 

 
Bildungs- und Lehraufgabe: 

 
Der Schüler soll im jeweiligen Pflichtgegenstand vertiefte und/oder erweiterte Kenntnisse und 

Fertigkeiten erwerben. 
 
Didaktische Grundsätze: 

 
Allfällige Zusätze in der Bildungs- und Lehraufgabe oder im Lehrstoff sind mit den entspre-

chenden Bestimmungen des jeweiligen Pflichtgegenstandes sorgfältig abzustimmen. Es ist darauf 
zu achten, dass im Lehrstoff der einzelnen Semester auch im Hinblick auf die übrigen Pflicht-
gegenstände keine Überschneidungen auftreten. 
 

Ein Pflichtgegenstand mit erhöhtem Stundenausmaß ist als Einheit auch im Sinne der 
Leistungsfeststellung und –beurteilung anzusehen. 
 

 
SEMINARE 

 
Bildungs- und Lehraufgabe: 

 
Der Schüler soll sich zusätzlich zu den im Kernbereich und im Ausbildungsschwerpunkt 

erworbenen Haltungen, Kenntnissen und Fertigkeiten in anderen, mit dem allgemeinen Bildungsziel 
in Einklang stehenden Fachgebieten durch Entwicklung seines kreativen und kommunikativen 
Potentials kulturelle, ökologische, wirtschaftliche und soziale Kompetenzen und Einstellungen 
erschließen, vor allem solche, die nach Abschluss der Schule in seinem Berufs- und Lebenskreis 
voraussichtlich von besonderer Bedeutung sind und unmittelbar verwertet werden können. 
 
Lehrstoff: 

Inhalte, die nicht durch eine Ergänzung oder Vertiefung bereits im Lehrplan enthaltener 
Pflichtgegenstände vermittelt werden können. 
 
Fremdsprachenseminar: 

Eine weitere lebende Fremdsprache. Lehrstoffverteilung sinngemäß wie im Fremdsprachen-
unterricht des Kernbereichs. 
 
Betriebsorganisatorisches Seminar: 

Simulation der Realsituation (Übungsfirma) um dem Schüler zu ermöglichen, die in Betrieben 
der Wirtschaft anfallenden praktischen und organisatorischen Arbeiten unter Verwendung der 
Fachsprache mit Hilfe branchenüblicher Software auszuführen. Insbesondere soll der Schüler 
Betriebsabläufe erkennen, Verantwortung übernehmen, fachliche Aufgaben durch den Einsatz der 
in anderen Gegenständen erworbenen Kenntnisse selbständig erfüllen und im Team arbeiten. 
 
Allgemeinbildendes Seminar: 

Inhalte, die die Allgemeinbildung erweitern, wobei nach Möglichkeit berufsrelevante Aspekte 
einzubeziehen sind. 
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Fachtheoretisches Seminar: 

Inhalte, die die berufsbezogene Bildung im Theoriebereich erweitern; auf die Anwendungs-
orientiertheit ist besonders Bedacht zu nehmen. 
 
Praxisseminar: 

Fachpraktische Inhalte in Verbindung mit fachtheoretischen Grundlagen, die in einem deutlich 
erkennbaren Ausmaß integriert zu vermitteln sind. 
 
Didaktische Grundsätze: 

 
Der durch die Stundentafel vorgegebene Rahmen soll von der Schule in ihrer pädagogischen 

Verantwortung und nach Maßgabe ihrer personellen, sachlichen und finanziellen Ressourcen im 
Sinne einer bestmöglichen Förderung der Schüler mit Inhalten erfüllt werden, die in den Pflicht-
gegenständen nicht erfasste Fachgebiete vermitteln können. Im Sinne der Bildungs- und 
Lehraufgabe soll darauf geachtet werden, dass diese Inhalte über den ausschließlich kognitiven 
Aspekt deutlich hinausgehen. 

 
Das gewählte Seminar ist in der Bildungs- und Lehraufgabe und im Lehrstoff im Rahmen der 

pädagogischen Autonomie zu präzisieren, wobei in formaler Hinsicht die Struktur der Pflichtgegen-
standsumschreibung zugrunde zu legen ist. Um das Unterrichtsprogramm auch für Schüler deutlich 
erkennbar zu machen, ist eine Zusatzbezeichnung zu wählen, die den konkreten Lehrinhalt angibt.  

Betriebsorganisatorisches Seminar: Für jede Übungsfirma ist ein Organisationsmodell 
auszuarbeiten, wobei Absprache mit den Lehrern anderer einschlägiger Unterrichtsgegenstände 
betreffend die Anwendung von dort erworbenen Kenntnissen und Fertigkeiten zu halten ist. Im 
Bedarfsfall können zusätzliche Stundenkontingente aus anderen einschlägigen Pflichtgegenständen 
unter Einsatz der betreffenden Lehrer mit einbezogen werden bzw. kann von der Möglichkeit der 
Blockung Gebrauch gemacht werden. 

 
Die Festlegung der Seminare im Rahmen der schulautonomen Pflichtgegenstände ist variabel; 

ein Seminar kann sich auf ein Semester oder auf mehrere erstrecken; der Wechsel zwischen 
verschiedenen Seminaren für jeweils nachfolgenden Schüler kann rasch erfolgen, ein Seminar kann 
aber auch über längere Zeit beibehalten werden. 

 
Besonders in den Seminaren sollen die Schülern durch Ausnützung aller pädagogischen 

Möglichkeiten, insbesondere auch der Teamarbeit, in die Lage versetzt werden, die Stoffbereiche in 
der Kooperation mit anderen Schülern und Lehrern weitestgehend selbst zu erarbeiten. Wo es das 
Sachgebiet zulässt, ist auch hier Projektunterricht zu empfehlen. 

 
In Fremdsprachenseminaren ist eine einstündige Schularbeit pro Semester vorzusehen. 

 
B. Pflichtpraktikum 

 
Bildungs- und Lehraufgabe: 
 

Der Schüler soll 
- ergänzend zu den Kenntnissen und Fertigkeiten, die durch die facheinschlägigen Unterrichts-

gegenstände vermittelt werden, in einem Betrieb der Wirtschaft oder des Sozialbereichs jene 
Gewandtheit der Berufsausübung erlangen, die den Anforderungen des jeweiligen Berufs-
feldes an Absolventen der Schulart entspricht; 

- die in der Schule erworbenen Sachkompetenzen in der Berufsrealität umsetzen können; 
- einen umfassenden Einblick in die Organisation von Betrieben gewinnen; 



  20 

- über Pflichten und Rechte eines Arbeitnehmers Bescheid wissen und die unmittelbare 
berufliche Situation daraufhin überprüfen können; 

- sich Vorgesetzten und Mitarbeitern gegenüber freundlich, korrekt, selbstsicher und effizient 
verhalten können; 

- aus der Zusammenschau der Unterrichts- und Praxiserfahrung eine positive Grundhaltung 
zum Arbeitsleben insgesamt und zum konkreten beruflichen Umfeld im Besonderen 
gewinnen. 

 
Zeitlicher und sachlicher Rahmen: 
 

Zwischen dem 2. und 3. Semester im Ausmaß von 8 Wochen in Betrieben der Wirtschaft oder 
des Sozialbereichs; insbesondere in den Bereichen Küche, Service, Etage und dazu in Beziehung 
stehenden Organisationsabteilungen. 
 

In begründeten Fällen sind im Rahmen der Gesamtpraktikumsdauer auch Praktika in den 
Semesterferien oder in anderen Ferien während der Semester zulässig. 
 
Didaktische Grundsätze: 

 
Das Pflichtpraktikum soll aufgrund einer möglichst präzise gefassten Vereinbarung zwischen 

einem dem Bildungsziel der Schulart entsprechenden, facheinschlägigen Betrieb und dem Schüler 
abgeleistet werden. 

 
Die Schule soll Hilfestellung für das Auffinden geeigneter Praxisstellen bieten; sie ist jedoch 

nicht dafür verantwortlich, dass solche in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen. 
 
Die Schule soll darauf hinwirken, dass beim Abschluss von Praktikumsverträgen die relevanten 

arbeits- und sozialrechtlichen Bestimmungen eingehalten werden. In der Regel sind Praktikanten-
verhältnisse mit Arbeitsverträgen abzusichern, die nach den Vereinbarungen zwischen den Sozial-
partnern gestaltet sind. 

 
Die Praktikanten sollen von der Schule veranlasst werden, in geeigneter Weise Aufzeichnungen 

über ihre Tätigkeit zu führen, die in den facheinschlägigen Unterrichtsgegenständen des folgenden 
Semesters ausgewertet werden können. 

 
Die Schüler sind vor dem Beginn des Praktikums über ihre Rechte und Pflichten als 

Praktikanten und auch darüber zu informieren, welche Schritte sie bei gravierenden Problemen 
während des Praktikums setzen sollen. 

 
Es empfiehlt sich andererseits auch für die Schule, mit den Betrieben, an denen die Schüler ihre 

Praxis ableisten, ebenso wie mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretungen im zumutbaren 
Rahmen Kontakt zu halten. 

 
Praktika können im Inland und auch im Ausland durchgeführt werden; bei Auslandspraktika 

obliegt es der Schule, die Schüler auf die damit verbundenen Besonderheiten hinzuweisen. Die 
Eignung von Praxisstellen im Ausland ist mit geeigneten Unterlagen glaubhaft zu machen. 

 
Die sachkundige und vertrauensfördernde Beratung der Schüler durch den Direktor, den 

Fachvorstand und die Lehrer der Schule ist gerade im Zusammenhang mit der Gestaltung des 
Pflichtpraktikums von entscheidender Bedeutung dafür, dass dieses für die Schüler zu einem 
positiven Erlebnis wird und sie dazu veranlasst, sich dem Berufsfeld auch nach Abschluss der 
Schule innerlich verbunden zu fühlen. 
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C. Freigegenstände und unverblindliche Übungen 
 
Bildungs- und Lehraufgabe, didaktische Grundsätze: 
 

Freigegenstände und unverbindliche Übungen können bestehende Pflichtgegenstände ergänzen 
oder Inhalte anderer Fachgebiete vermitteln. Als Bezeichnung ist der Name des entsprechenden 
Pflichtgegenstandes im Kernbereich oder Ausbildungsschwerpunkt oder des entsprechenden 
Seminars zu wählen. Um das Unterrichtsprogramm auch für Schüler deutlich erkennbar zu machen, 
ist gegebenenfalls eine Zusatzbezeichnung festzulegen, die den konkreten Lehrinhalt angibt. Im 
übrigen gelten die Bestimmungen über die schulautonomen Pflichtgegenstände sinngemäß. 
 

Eine Blockung in bestimmten Teilen des Unterrichtssemesters ist möglich. Dem thematischen 
Schwerpunkt entsprechend kann die semester-, schulstufen- und schulartenübergreifende Führung 
sinnvoll sein. 
 
 

D. Förderunterricht 
 
Bildungs- und Lehraufgabe: 
 

Der vorübergehend von einem Leistungsabfall betroffene, grundsätzlich geeignete und 
leistungswillige Schüler soll jene Kenntnisse und Fertigkeiten aufweisen, die ihm die Erfüllung der 
Bildungs- und Lehraufgabe des betreffenden Pflichtgegenstandes ermöglichen. 
 
Lehrstoff: 
 

Wie im jeweiligen Semester des entsprechenden Pflichtgegenstandes unter Beschränkung auf 
jene Lehrinhalte, bei denen Wiederholungen und Übungen erforderlich sind. 
 
Didaktische Grundsätze: 
 

Die Bildungs- und Lehraufgabe erfordert Wiederholung und verstärkte Einübung des Lehr-
stoffes des betreffenden Pflichtgegenstandes. Da die Schwächen der Schüler im Allgemeinen in 
verschiedenen Bereichen liegen, kommt der Gruppenarbeit besondere Bedeutung zu. 

 
Ständige Kontaktnahme mit dem Lehrer des betreffenden Pflichtgegenstandes ist eine 

wesentliche Voraussetzung für den Erfolg des Förderunterrichtes. 
 
Der Förderunterricht darf grundsätzlich nicht zur Ausweitung, Ergänzung oder Vertiefung des 

Unterrichts in dem betreffenden Pflichtgegenstand verwendet werden. 
 
 


